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Junge Welt
über die Krise in Großbritannien

Nordwest-Zeitung
über Galeria Karstadt Kaufhof

„Eine Kampfansage an
Arbeiter und Gewerkschaften“

„Irgendwann
muss Schluss sein“

E s ist beeindruckend, zu sehen, dass
Spekulanten wenig begeistert von den

Ideen der Reinkarnation Maggie Thatchers
sind. Es zeigt deutlich: Die Krise hat das
Mutterland des Kapitalismus erreicht. Die
Lage ist ernst, auch für Banken und Kon-
zerne. Der Staat muss stabile Verwertungs-
bedingungen garantieren. Folgerichtig
begründete Truss den Rauswurfs Kwar-
tengs als Manöver “um die Märkte zu beru-
higen„. Einige Pläne seien vielleicht zu
“radikal„ und “schnell„ gewesen. Deshalb
werde die geplante Steuersenkung für Kon-
zerne von 25 auf 19 Prozent vorerst zurück-
genommen. Sie sei aber “absolut entschlos-
sen„, an ihrem “Wachstumskurs„ festzu-
halten. Eine Kampfansage an Arbeiter und
Gewerkschaften.

D as Warenhaus als Gemischtwarenla-
den ist tot. Das Galeria-Management

hat es über Jahre hinweg nicht geschafft,
das Geschäftsmodell anzupassen und zu-
kunftsfähig zu machen. Warum soll es nun,
mit noch mehr Steuergeld, anders laufen?
Warum soll die Gemeinschaft der Netto-
Steuerzahler das Versagen in der Waren-
haus-Führungsetage bezahlen? Warum
klingeln die Manager nicht beim Besitzer
des Konzerns an? Bisher wurden schon
680Millionen Euro Steuergeld verbrannt.
Irgendwann muss Schluss sein. Im Übrigen
ist Galeria Karstadt Kaufhof warnendes
Beispiel für Manager, die disruptiven Wan-
del verschlafen.

Til Mette exklusiv

Milliardäre wie Elon Musk
können gefährlich werden

N
un also doch: Elon Musk,
der reichste Mensch der
Welt, will Twitter kaufen.
Das ist zumindest der neu-
este Stand im Streit um das

soziale Netzwerk, das für 44 Milliarden
Dollar den Besitzer wechseln könnte.
Dass der Verkauf ohne weitere Überra-
schungen vollzogen wird, ist nicht anzu-
nehmen – viel zu unvorhersehbar sind
Launen und Sinneswandel des Tech-Mil-
liardärs. Musk sagt und macht, was er
möchte – impulsiv, ungefiltert und the-
menübergreifend. Es gibt Menschen, die
ihn genau deswegen bewundern. Sie
sehen Musk als Macher, der stets den
Fortschritt sucht. Auch wenn das in ge-
wisser Weise stimmt, überragt Größen-
wahn längst das Genie. Jüngst machte
Musk mit kruden Friedensplänen für die
Ukraine auf sich aufmerksam, die er
über Twitter verbreitete.

Im vergangenen Jahr trieb Musk den
Kurs der Kryptowährung Bitcoin zu-
nächst mit wohlwollenden Tweets in die
Höhe, um ihn anschließend wieder fallen
zu lassen. Kleinanleger verloren Geld,
Kritiker warfen ihm Marktmanipulation
vor. Ob der Milliardär die Kurse gezielt
manipuliert hat, lässt sich nicht zweifels-
frei klären. Klar ist: Musk handelt verant-
wortungslos. Der Tesla-Chef ist der pro-
minenteste Vertreter der Superreichen,
weshalb er besonders viel Aufmerksam-
keit bekommt. Die Kritik an Musk lässt

sich problemlos auf alle übertragen, die
ihren Reichtum nicht als Privileg, son-
dern als Freifahrtschein verstehen.

Was für Elon Musk Twitter ist, ist für
andere ein Fußballverein: ein Spielzeug,
das im Zweifelsfall schnell wieder unin-
teressant wird. In der englischen Premier
League, der stärksten und finanzkräf-
tigsten Fußball-Liga der Welt, gehören
die meisten Klubs mehrheitlich ausländi-
schen Investoren. Amerikanische und
asiatische Milliardäre, dubiose Konsor-
tien und Gruppen, hinter denen sich
Länder wie Saudi-Arabien und die Ver-
einigten Arabischen Emirate verbergen
– das ist die Realität des englischen Fuß-

balls. Zu dieser Realität gehört auch,
dass Klubbesitzer Einfluss auf den sport-
lichen Alltag nehmen. Sie finanzieren
nicht nur teure Transfers, sondern wol-
len mittlerweile auch bei der Aufstellung
mitreden. Passt ihnen die Taktik des
Trainers nicht, ist dessen Entlassung
eine Frage der Zeit – wie zuletzt beim FC
Chelsea in London, wo der einstige Er-
folgstrainer Thomas Tuchel den Unmut
des neuen Klubbesitzers auf sich gezo-
gen hatte.

Dass die Kritik an diesem Gebaren
überschaubar bleibt, ist fast ebenso be-
denklich wie die Entwicklung selbst.
Reichtum ging schon immer mit Macht

einher, daran hat sich nichts geändert.
Neu ist, dass zumindest ein Teil der Mul-
timillionäre und Milliardäre die Scheu
vor der Öffentlichkeit verloren hat. Die
Superreichen handeln nicht mehr im
Hintergrund, wie es viele von ihnen jahr-
zehntelang getan haben. Über die sozia-
len Medien geben sie sich nahbar: Elon
Musk witzelt gerne mit seinen Fans,
Amazon-Chef Jeff Bezos teilt lustige
Tiervideos, und so mancher Klubbesitzer
feiert mit seiner Mannschaft vor der
Smartphone-Kamera in der Kabine.

Dürfen Milliardäre keinen Spaß ha-
ben? Dürfen sie, aber man sollte sich
nicht täuschen lassen: Wer 100, 200 oder
300 Milliarden Dollar besitzt, hat die
nicht unbedingt durch seine bodenstän-
dige, kumpelhafte Art erworben. Elon
Musk ist kein Durchschnittsbürger, nur
weil er die Sprache des Internets spricht.
Jeff Bezos mag die gleichen Videos teilen
wie seine Amazon-Kunden, aber ihre
Interessen liegen meilenweit auseinan-
der. Der Besitzer des englischen Fußball-
klubs trägt vielleicht das gleiche Trikot
wie der normale Fan, aber sein Verhält-
nis zum Sport ist ein völlig anderes.

Milliardäre besitzen die Medien, in
denen sie sich als Gleichgesinnte präsen-
tieren. Wenn Musk Twitter kauft, gehört
dem reichsten Menschen der Welt die
wichtigste Plattform für politische Kom-
munikation. Als Twitter-Nutzer muss
sich Musk wie alle anderen mit 280 Zei-
chen begnügen, mit denen er bereits
großen Schaden anrichten kann. Als
Twitter-Besitzer hätte er Einfluss darauf,
wie rund 300 Millionen Menschen mitei-
nander kommunizieren.

Felix Wendler
über Superreiche

felix.wendler@weser-kurier.de

Reichtum ging schon immer
mit Macht einher, daran
hat sich nichts geändert.

Es gibt in Bremen keine ernsthafte Bürgerbeteiligung mehr

B raucht Bremen Bürgerinitiativen?
Die Antwort auf diese Frage hängt
davon ab, wer gefragt wird. Investo-

ren von Großprojekten würden diese Frage
sicherlich verneinen, weil sie Störfaktoren
bei der Umsetzung ihrer Vorhaben sind.
Aus der Sicht von so manchem Politiker in
Regierungsverantwortung sind Bürgerini-
tiativen lästig, weil unbequeme Fragen
gestellt werden.

In der wissenschaftlichen Diskussion
wird Bürgerinitiativen eine unverzichtbare
Rolle im gesellschaftlichen Diskurs zuge-
schrieben, weil eine lebendige Demokratie
nicht ohne aktive Bürgerbeteiligung zu
haben ist. Und die Medien? Sie haben ein

ambivalentes Verhältnis zu Bürgerinitiati-
ven. Es wird über sie berichtet, wenn Aktio-
nen schlagzeilenträchtig sind. Ansonsten
schwankt die Berichterstattung zwischen
korrekter Darstellung und Desinteresse.

Wie sehen sich Bürgerinitiativen selbst?
17 Bürgerinitiativen aus dem Bremer Stadt-
gebiet haben sich 2021 zusammengeschlos-
sen. Alle sammelten vergleichbare Erfah-
rungen mit dem Vorgehen von Politikern,
Verwaltung und Investoren: die mangelnde
Transparenz bei Entscheidungen vor allem
in den Bereichen Städtebau, Umwelt und
Verkehr.

Es gibt in Bremen keine ernsthafte Bür-
gerbeteiligung mehr, keinen ergebnisoffe-
nen Diskurs mit betroffenen Bürgern. Zen-
trale Projekte werden im Hinterzimmer
zwischen Politik, Verwaltung und Investor
ausgehandelt. An den dort erzielten Ergeb-
nissen lässt sich durch eine formal durch-

geführte Beteiligung nichts ändern. Bedau-
erlich ist auch die meist fehlende Kompro-
missbereitschaft seitens der Verantwortli-
chen in der Politik. Bürgerinitiativen zei-
gen häufig sinnvolle Lösungen bei umstrit-
tenen Projekten auf. Politik und Verwal-
tung gehen darauf in aller Regel nicht ein.

Dabei ist Bremen in der Vergangenheit
mit bürgerschaftlichem Engagement gut
gefahren. Der Bürgerpark geht auf eine
Initiative Bremer Bürger zurück. Das
Schnoorviertel ist durch den Einsatz von
Bürgerinnen und Bürger wiederbelebt wor-
den. Die Planung einer Stadtautobahn mit-
ten durchs Ostertorviertel wurde durch den
Aufstand der Viertelbewohner verhindert.

Bürgerinitiativen werden überall dort
gegründet, wo das städtische Umfeld ver-
bessert werden kann oder Fehlentwicklun-
gen aufzuzeigen sind. Das Ignorieren bür-
gerschaftlichen Engagements schadet der

Demokratie. Schon jetzt sind sinkende
Wahlbeteiligungen ein Warnsignal. Viele
Mitbürger befinden sich auf dem Weg von
der Staatsverdrossenheit zur Resignation.
Das ist nicht gut. Demokratie braucht eine
Zivilgesellschaft, die sich in politische De-
batten engagiert einbringt. Dabei sind Bür-
gerinitiativen das „Salz in der Suppe“.

Ingo Kramer
über Bürgerinitiativen

Namentlich gekennzeichnete Kommentare geben
nicht unbedingt die Meinung der Redaktion wieder.

Unser Gastautor
ist pensionierter Richter
und Sprecher der Bürger-
initiative „Kein Hochhaus
im Viertel“ sowie Koordi-
nator des Zusammen-
schlusses Bremer Bürger-
initiativen.FO

TO
:I

N
G

O
K

R
A

M
ER

Den Geist öffnen
statt einengen

L ange hat man beklagt, dass die mo-
derne Massen-Uni mit mehreren
Zehntausend Studierenden unper-

sönlich sei, dass Professoren und Dozenten
ihre Schützlinge viel zu wenig betreuen,
dass paradoxerweise Einzelne in der gro-
ßen Menge vereinsamen und womöglich
frustriert ihr Studium abbrechen. Die Pan-
demie hat die Situation verschärft: Leh-
rende und Kommilitonen konnte man über
Semester hinweg nur als sprechende Ka-
cheln auf dem heimischen Monitor wahr-
nehmen. Welche Tristesse für einen so ent-
scheidenden Lebensabschnitt, in dem man
sich doch öffnen und nicht einengen soll.

Dass auch die Qualität der Lehre unter
solchen Umständen leidet, liegt nahe. So
ist es nur allzu verständlich, dass alle Uni-
versitäten und Hochschulen unbedingt ein
weiteres Online-Semester vermeiden und
wieder zum Präsenzunterricht zurückkeh-
ren wollen – in Hamburg wie in Lüneburg,
in Bremen wie in Kiel. Mal abgesehen da-
von, dass medizinische, ingenieurs- oder

naturwissenschaftliche Studiengänge rein
digital gar nicht vorstellbar sind – auch
und gerade die Wirtschafts-, Sozial- und
Geisteswissenschaften leben vom direkten
Diskurs in den Hörsälen und Seminarräu-
men, aber auch jenseits davon.

Wer ein verschultes Studium ablehnt,
kann unmöglich eine Uni oder Hochschule
als reinen Online-Dienstleister fordern –
auch wenn das billiger ist, gerade in Zeiten
der Energiekrise. Sparpotenziale gibt es
auch hier, und die werden ja bereits ausge-
schöpft. Bis zu 15 Prozent sind drin, hat
man an der Uni Hamburg hochgerechnet.
Ohnehin sollten in einem rohstoffarmen
Land wie unserem Bildungs- und For-
schungseinrichtungen grundsätzlich sys-
temrelevant sein, also in Krisenzeiten
mehr Geld erhalten.

Natürlich besteht ein Infektionsrisiko,
aber dem kann man mit Masken, Abstand
und Hygiene vorbeugen, wie andernorts
auch. Und wo, wenn nicht an den Unis soll-
ten clevere Lösungen erdacht werden, um
den Lehrbetrieb vor Ort aufrechtzuerhal-
ten? Zudem sitzt man dort auch nicht den
ganzen Tag dicht aufeinander, Veranstal-
tungen und Räume wechseln. Ein Großteil
des Studiums findet trotzdem beim Lesen
und Lernen zu Hause statt. Das reicht an
akademischer Einsamkeit.

joerg-helge.wagner@weser-kurier.de

Joerg Helge Wagner
über die Präsenz-Uni

Studiengänge leben vom
direkten Diskurs in Hörsälen

und Seminarräumen.
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